










Fürst Joseph Friedrich von Hohenzollern-Sigmaringen (1702–1769) lässt dem Kurfürsten Karl Albrecht 
von Bayern, dem gewählten Kaiser Karl VII. (1697–1745), vor dessen Krönung in Frankfurt am Main ein 
auf den 1. Februar 1742 datiertes Memorial überreichen. Darin wird dem künftigen Kaiser vorgeschlagen, 
die österreichischen Vorlande und den Breisgau einzunehmen, das alte Lehenrecht über die Grafschaft 
Sigmaringen wiederherzustellen, dem Fürstenhaus Hohenzollern die Steuerhoheit in der Grafschaft 
Veringen zu überlassen, dem Fürsten aufgrund seiner Verdienste ein Reichslehen zu verleihen und ihn 
einstweilen mit der Regierung der österreichischen Vorlande zu betrauen. Sigmaringen, 3. Januar 1742 
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Durch sein Eintreten für den bayerischen Kurfürten als Kaiser stellte sich Fürst Joseph Friedrich gegen 
den Gemahl und Mitregenten der Erzherzogin Maria Theresia von Österreich (1717–1780), Herzog Franz 
Stephan von Lothringen (1708–1765), der als Kaiser vorgesehen war. Mit seinem Vorschlag über die 
Zukunf der österreichischen Vorlande machte er sich als Inhaber der Österreich lehenbaren Grafschaften 
Sigmaringen und Veringen sogar der Felonie, also der Lehnsveruntreuung, schuldig. Maria Theresia 
verzichtete allerdings nach dem Tod von Kaiser Karl VII. und der Wahl Ihres Gemahls zum Kaiser als 
regierende Erzherzogin von Österreich auf einen Felonie-Prozess. 
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